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hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts ohne mund»

liche Verhandlung nach @ 124 Abs° 2 i„Vom„ @ 153

Abs. 1 und 5 165 des Sozialgerichtsgesetzes am 280

Juni 1966 in Berlin unter Mitwirkung von

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
—Vorsitzender»

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z

Bundesrichter S o n n e n b e r g
Bundessozialriehter W e i n r e i e h

Bundessozialrichter K w 1 a t k o w s k i

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schles—

wig—Holsteinisehen Landessozialgeriohts vom 220 Juli

1965 wird zurückgewiesen°

.Kosten sind nicht zu erstatten° '
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Der Kläger, geboren am 9° August 1887, ist heimatloser Aus—

länder 1.30 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimtloser

Ausländer im Bundesgebiet vom 25° April 1951 (BGBl I, 269)°

Er stammt aus lettland, wo er von 1906 bis 1908 und von
1910 bis 1914 Büroangestellter war und von 1908 bis 1910

sowie von 1914 bis 1918 und von 1919 bis 1922 russischen

Militärdienst leistete bzw. sich in Kriegsgefangenschaft be—

fando Seit dem 1. Oktober 1922 war der Kläger im öffent—

lichen Dienst bei der staatlichen Polizei in Riga tätig°

Seit Oktober 1944 hält er sich im Gebiet der jetzigen Bun—

desrepublik auf° Für die Zeit vom 1. Dezember 1947 bis zum
300 NOVember 1948 entrichtete er Beiträge zur InValidenver—

sicherung (JV)°

Den Antrag des Klägers vom 8‚ Mai 1961, ihm Altersruhegeld

zu gewähren, lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 12° Juli
1965 ab, weil die Wartezeit nicht erfüllt sei; die Tätig—

keit des Klägers ab 1922 in Lettland könne weder als Bei—

tragszeit noch als Beschäftigungszeit angerechnet werden,

da in Lettland die Sozialversicherung erst im Jahre 1943
eingeführt worden sei und der Kläger heimatloser Ausländer

sei° Hiergegon erhob der Kläger Klage beim Sozialgericht

(SG) Lübeck° ‘ ‘

Im Laufe des Verfahrens vor dem SG erteilte das Pensions—

amt Kiel am 23° Januar 1964 dem Kläger eine Bescheinigung

über die Nachversicherung für die Zeit vom 1; Oktober 1922

bis zum Sa Mai 1945 nach Art° 6 5 22 des Fremdrenten— und

Auslandsrehten—Neuregelungsgesetzes (FANG)„ Darauf gewährte

die Landesvcrsicherungsanstalt (LVA) Schleswig—Holstein
(Beigeladene) dem Kläger mit Bescheid vom 10° Juni 1964

Altersruhegeld ab 1° Januar 1959° Auch hisrgegen erhob der

Kläger Klage; er_begehrte die Anrechnung seiner vor dem
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Jahre 1922 liegenden Beschäftigungs—, Militärdienst— und

Kriegsgefangenenzeiten und berief sich auf die Verordnung

des deutschen Generalkommissars in Riga über den Aufbau

einer Sozialversicherung vom 10 Mai 1943 i„V.mo der 2°

Durchführungsverordnung (2° DVD) zu dieser Verordnung vom
1. Juli 1945° Das SG Lübeck verband beide Klage zur ge—

meinsamen Verhandlung und Entscheidungo-Es hob mit Urteil

vom 18° Januar 1965 den Bescheid der Beklagten.vom 120 Juli

1965 auf; dieser Bescheid sei rechtswidrig, weil die Beklag—

te für die hentenfeststellung nicht zuständig gewesen sei„

Im übrigen wies das SG die Klage ab: Der Bescheid der Bei—

geladenen vom 105 Juni 1964 sei rechtmäßig, weil der Kläger

keinen Ansp3uch auf Anrechnung der streitigen Zeiten habe°

Die Berufung des Klägers wies das Schleswig—Holsteinische

Landessozialgericht (LSG) mit Urteil vom 22„ Juli 1965 zu—
rück: Die von dem Kläger durch eidesstattliche Versicherung

glaubhaft gemachten Beschäftigungszeiten
vor dem Jahre 1922

könnten weder nach altem noch nach neuem Fremdrentenreeht

bei der Feststellung des Altersruhegeldes des Klägers be—

rücksiehtigt werden° Eine Berücksichtigung dieser Zeiten

nach dem Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz (FAG) vom

70 August 1953 komme nicht in Betracht, weil der Kläger

nicht in einer gesetzlichen Rentenversicherung bei einem

nichtdeutschen Versicherungsträger versichert gewesen sei

‘(© 1 Abs° 1 Nr° 2 FAG)° Vor dem 10° November 1940 habe in
Lettland ein_System der sozialen Sicherheit, das als ge—

setzliche Bentenversicherung LS° von 5 1 Abs„ 2 Nr° 2
FAG anzusehen sei, nicht bestanden° Der Kläger habe aber

auch seit dem 100 Nevember 1940 keine Beiträge an den

lettischen Rentenversicherun3sträger entrichtet; er habe

von 1922 bis Kriegsende im öffentlichen Dienst gestanden;

für diese Zeit gelte er, wie sich ausder Bescheinigung

des Pensionsamtes Kiel vom 250 Januar 1964 ergebe, nach

Art° 6 @ 22 RANG als nachvereiehert, weil er einen An—
spruch auf lehenslängliehe Versorgung gehabt habe und
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deshalb versieherungsfrei gewesen sei, Auch eine Anrechnung

von Beschäftigungszeiten nach 5 16 des Fremdrentengesetzes

(FRG) in der seit dem 1° Januar 1959 geltenden Fassung des
FANG komme nicht in Betracht, weil diese Vorschrift auf

heimatlose Ausländer keine Anwendung finde (@ 17 Abs° 2 EEG)

Die Voraussetzungen für die Anrechnung der russischen Mili—

tärdienstzeiten und der Zeit der eriegsgefangenschaft als

Ersatzzeiten nach @ 28 Abs° 1 Nr. 1 AVG lägen ebenfalls

nicht vor,
‘

' '

Das LSG ließ die Revision zu°

Der Kläger legte rechtzeitig Revision ein und beantragte,

ldas Urteil des LSGvom 22, Juli 1965 und das
-Urteil des SG Lübeck vom 18° Januar 1965, so”
weit die Klage abgewiesen ist, aufzuheben, fer—.*

ner den Bescheid der Beigeladenen vom 10° Juni

1964 abzuändern und die Beigeladene zu verurteim

len, das Altersruhegeld des Klägers unter Anrech—

.nung der Beschäftigungszeiten vom 1° Dezember 1906

bis 30° Juni 1914, der Militärdienstzeiten vom 1°

Oktober 1908 bis 30, September 1910, Juni 1914

bis September 1914 und 1„ Februar 1919 bis 31,

August 1922 und der Zeit der Kriegsgefangenschaft

vom September 1914 bis Dezember 1918 neu festzu—

stellen°

Er rügte, das LSG habe Vorschriften des FAG vom 7° August.

'1953, des FANG vom 25. Februar 1960 sowie der Verordnung

des Generalkommissars in Riga über den Aufbau einer S0—

zialversicherung vom 1° Mai 1943 und der 2, DVG zu dieser

Verordnung vom 1. Juli 1943 verletzt. Das LSG habe insbe—

sondere zu Unrecht die Auffassung vertreten, daß der Klä—

ger nach November 1940 (bis Mai 1945) der Sozialversiche—

rung in Lettland nicht angehört habe, dies habe es auch

nicht daraus entnehmen dürfen, daß der Kläger nach Art° 6
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© 22 FANG auch für diese Zeit als nachversichert gelte°

Die Beklagte und die Beigeladene beantragten,

die Revision zurückzuweisen°

Alle Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (@@124 Abs“ 2, 153 Abs° 1‚

165 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)o

II;

‚Die Revision des Klägers ist zulässig (5% 162 Abs„ 1 Nro 1,

164 SGGT,sie ist jedoch unbegründeto Der Bescheid vom 120
Juli 1963, durch den die Beklagte den'Rentenantrag des Klä—

gers abgelehnt hat, ist nicht mehr Gegenstand des Verfah—

rens9 das SG hat diesen Bescheid aufgehoben; insoweit ist

das Urteil des SG nichtlangefochten° Streitig ist nur noch

die Rechtmäßigkeit des Bescheides vom 10° Juni 1964, durch

den die ßeigeladene das Altersruhegeld — nach Auffassung des

Klägers nicht in der gesetzlichen Höhe — festgestellt hat„

Das LSG hat zutreffend entschieden, daß bei der Feststellung

des Altersruhegeldes des Klägers die Zeiten seiner Beschäf—

_tigung in Lettland vor 1922 nicht zu berücksichtigen sind;

die Voraussetzungen für die Berücksichtigung dieser Zeiten

sind weder nach dem FAG vom 70 August 1953 noch nach dem

neuen FRG (idF des FANG vom 25° Februar 1960) erfüllt„ so
daß es insoweit im vorliegenden Fall nicht darauf ankommt‚

nach welchem dieser Gesetze die Rente festzustellen ist

(Arto 6 @@5, 7, 8 FANG)°

Der Kläger kann sich für die Berücksichtigung dieser Zeiten

nicht mit Erfolg auf 5 3 Abs° 1 sie i„'V„m° der Verordnung

des Generalkommissars in Riga vom 1; Mai 1945 (Amtsblezdes

Generalkonnissdrs in Riga i943 353329i%ü3d3d0T.hi0339393“

gangcncn 2° DVO'vome1oJuli£1943■äÄmtsbléilg45 50 5013 b?“

rufcno Es kanndahingestellt bleiben, ob die Verordnung
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des Generalkommissars in Riga vom 1. Mai 1943 über den Auf—

bau einer Sozialversicherung zu den sogenannten Einführungs—

vorschriften i.Sc des 5 3 Abs° 1 FAG (also zu den Vorschrif—

ten über die Einführung des deutschen Sozialversicherungs-

rechts in Gebieten, die nach dem 31° Dezember 1937 vorüber—
gehend dem Deutschen Reich eingegliedert gewesen sind oder

unter deutscher Verwaltung gestanden haben) gehört, die in—

soweit, als sie sich auf die Voraussetzungen und das Aus—

maß von Leistungsansprüchen und RentenanWartschaften be—

ziehen, bis zum 1° Januar 1959 (Art. 7 5 3 Buchst° p FANG}

fortgalten° Voraussetzung für die Berücksichtigung der streim

tigen Zeiten als "übergegangene Versicherungszeiten" nach

dem FAG wäre jedenfalls, daß der Kläger zum Personenkreis

des @ 1 FAG gehörte, d„h° in einer gesetzlichen Rentenver—

sicherung bei einem nichtdeutschen Versicherungsträger ver—

sichert gewesen wäre, also Beitgägg zu einem solchen Vér—

sicherungsträger geleistet hätte (@ 1 Abs° 2 Nr° 2 FAGO)

Daran fehlt es hier° Der Kläger hat, wie das LSG verfah—

rensrechtlich einwandfrei festgestellt hat, keine Beiträge

zu einem nichtdeutschen Versicherungsträger in Lettland

geleistet° Soweit das LSG festgestellt hat, der Kläger habe

lin der Zeit bis November 1940 keine Beiträge zu einer ge—

setzlichen Bentenversicherung geleistet — weil erst von

diesem Zeitpunkt an (durch Erlaß des Präsidiums des höhe“

ren Sowjets vom 28. November 1940) in Lettland ein System

der sozialen Sicherheit eingeführt worden ist, das als ge—

setzliche Rentenversicherung ios. des 5 1 Abs° 2 Nr, 2 FAG

anzusehen ist, — hat der Kläger keine Einwände erhoben°

Soweit das LSG festgestellt hat, der Kläger habe auch seit

dem 100 November 1940 keine Beiträge zu einem Rentenver—

sicherungsträger entrichtet, hat der Kläger diese Fest—
stellung des LSG zwar beanstandet und geltend gemacht, er

habe nach der Einführung der a3wjetischen Pflichtversiche—

rung in Lettland im Jahre 1940 Versicherungsbeiträge abge—

führt; dieser Einwand greift aber nicht durch° Es kann

dahingestellt bleiben, ob das LSG nach der bindend gewor—

_7__
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denen Feststellung der zuständigen Verwaltungsbehörde, des

Pensionsamtes Kiel, vom 23° Januar 1964, daß der Kläger

— als Angehöriger des ausländischen öffentlichen Dienstes —
für die Zeit vom 10 Oktober 1922 bis zum 8° Mai 1945 nach

Art“ 6 @ 22 FANG als nachversichert gilt, davon hat aus—

gehen müssen‚ daß der Kläger nach den Vorschriften seines

Herkunftslandes auch nach November 1940 nicht versiche—

rungspflichtig gewesen sei und keine Sozialversicherungsw

beiträge entrichtet habe, weil er einen Anspruch auf Ver—

sorgung gehabt habe (vgl° auch BSG 11, 63, 65)° Jedenfalls

hat das DSG aufgrund des Naehversicherungsverfahrens und

der Angaben, die der Kläger in diesem Verfahren gemacht

hat, feststellen durfen„ daß der Kläger auch nach 1940 #
keine Sozialve1sicherungsbeiträge entrichtet hat, sondern

daß er allenfalls als Angehöriger des öffentlichen Dienstes

Beiträge an den Pensionsfond nach dem lettischen Pensions—

gesetz vom 51° Juli 1931 (Ges03ammlung 1931 SD 169) ge—
leistet hat. Diese Pensionsversieherung hatte aber den

Charakter einer Beamtenversorgung, nicht den einer Soziale

versicherung ioS° des % 1 Abs° 2 Nr, 2 FAG — und des 5 15

Abso 2 Satz 5 FRG — (RVG Gesamtkommentgr;„ 2° Bd° Anm° 16

zu @ 15 FRG So 80, Farnsteiner, DVZ 1958 S„ 115, hinsicht—
lich der entsprechenden Verhältnisse in Estland ferner BSG

20, 255, BSG SozR Nr. 25 zu 9 1 EEG)° Der Kläger kann sich
für die Zeiten seiner Beschäftigung in Lettland auch nicht

insofern auf die VO des Generalkommissars in Riga vom 1°

Mai 1945 i.Vun° @ 24 Abs. 6 der 20 DVO vom 1. Juli 1943

‚stützen, als danach frühere Beschäftigungszeiten der Ver“

sicherten unter bestimmten Voraussetzungen als vollkommene

Ersatzzeiten auf die Wartezeit anzurechnen waren; der Klä—

ger war kein Versicherter in Lettland‚ und zwar auch nicht

nach dem 10 Juli 1943o Abgesehen davon haben beitragslose

Beschäftigungszeiten {vor dem 1° Juli 1943)‚ die nach den

Bestimmungen der 20 DVO des Generalkommissars in Riga vom
1° Juli 1943 vom lettischen Versicherungsträgcr als voll»

kommene Ersatzzeiten zu berücksichtigen waren, unter der
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Geltung des FAGkeine Anwartschaft auf Leistungen aus der
Rentenversicherung in der Bundesrepublik Deutschland be—

gründet (@ 4 Abs° 1 Satz 2 FAG; Urteil des BSG vom 220

September 1965, SozR Nr° 5 zu 5 16 FRG)O

Die geltend gemachten Beschäftigungszeiten können aber auch

nicht nach @ 16 FRG — in der seit dem 1° Januar 1959 gel—
tenden Fassung des FANG vom 25° Februar 1960 — berücksich—

tigt werden, Möglicherweise sind zwar die sachlichen Vor—

aussetzungen dieser Vorschriften gegeben %%ezdgrh sind hei—

matlose Ausländer, wie sich aus 5 17 Abs° 21\i V m @ 1

Buchst„ d FRG ergibt, von der Vergünstigung des 5 16 BBG

ausdrücklich ausgeschlossen° Daß diese Regelung nicht gegen

den Gleichheitssatz des Grundgesetzes (Art, 5) verstößt,

hat der 1„ Senat des Bundessozialgerichts (BSG) in dem Ur—

teil vom 22. September 1965, SozR Nr° 5'zu @ 16 BBG, eine

gehend dargelegt; insoweit schließt sich der erkennende

Senat nach erneuter Prüfung der Rechtslage der Auffassung

des 1. Senats ano

Auch die Voraussetzungen für die Anrechnung der « vor dem

Beginn der Nachversicherungszeit (1. Oktober 1922) liegen—

den — Militärdienstzeiten als Ersatzzeiten nach 5 28 Abs„1

Nr° 1 AVG liegen nicht vor° Der Kläger hat keinen militä»

rischen Dienst i.S° der @@2 und 5 des Bundesversorgungsu

gesetzes (BVG), also in deutschen militärischen Verbänden,

geleistet° Nur bei Vertriebenen LS° des 5 1 des Bundesveru

triebenengesetzes, die Deutsche sind, steht die Erfüllung

der gesetzlichen Wehrpflicht des Herkunftslandes vor dem

9, Mai 1945 dem Dienst in der deutschen Wehrmacht gleich

(5 2 Abs° 2 BVG). Für die Zeit der ■riegsgefangenschaft

(bis Dezember 1918) gilt nichts anderes. Abgesehen davon.
könnte diese Zeit — ohne vorhergehende Versicherungszeit —
auch deshalb nicht als Ersatzz€it nach 5 28 Abs° 1 Nr° 1

AVG angerechnet werden, weil der Kläger nicht innerhalb

“9%
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von 3 Jahren nach Beendigung dieser Zeit eine rentenver—

sichernngspfliohtige Beschäftigung aufgenommen hat; auch

die Nachversicherungszeit beginnt nicht innerhalb der

Dreijahresfrist (@ 28 Abs° 2 Buchst. a, @ 9 Abs. 5 3 AVG,

beide Vorschriften in der Fassung des RVÄndGes vom 9° Juni

1965)°

Das ISG hat somit im Ergebnis zutreffend entschieden°

Die Revision ist als unbegründet zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung folgt aus % 193 SGGc
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